
gen. Wenn wir nicht wollen, dass es noch teurer
wird, dass wir das, was wir in der Alimentation
gemacht haben, dann auch auf die Tarifbeschäftig-
ten übertragen – die würden sich freuen –, dann
müssen wir tatsächlich in den sauren Apfel beißen
und uns jedes Jahr mit dieser Alimentation beschäf-
tigen. 

Ich wünsche gute Beratungen im Haushalts- und
Finanzausschuss. Ich weiß, dass es schwierig ist,
aber ich hoffe, dass wir eine gute Lösung hinbe-
kommen. Danke.

(Beifall SPD, Gruppe der FDP)

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Frau Ministerin. Ich schließe die Aus-
sprache. Es wurde Überweisung des Gesetzent-
wurfs an den Haushalts- und Finanzausschuss
beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um das
Handzeichen. Das sind alle Fraktionen des Ho-
hen Hauses. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen?
Kann ich nicht erkennen. Damit ist die Ausschuss-
überweisung an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss angenommen und ich schließe diesen Ta-
gesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 17

Zweites Gesetz zur Änderung
des Thüringer E-Government-
Gesetzes
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 7/9855 - 
ERSTE BERATUNG

Wird hier das Wort zur Begründung gewünscht?
Keiner möchte das Wort zur Begründung. Dann
eröffne ich die Aussprache und als ersten Redner
rufe ich Herrn Abgeordneten Weltzien, Fraktion Die
Linke, auf.

Abgeordneter Weltzien, DIE LINKE:
Verehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen Abgeordnete – Gäste auf der Tribü-
ne leider keine mehr, aber dafür bestimmt am Li-
vestream! Um eine einfachere elektronische Kom-
munikation mit und innerhalb der öffentlichen Ver-
waltung sowie elektronische und medienbruchfreie
Kommunikations- und Bearbeitungsprozesse in der
öffentlichen Verwaltung zu ermöglichen, ist im Mai
2018 das Thüringer E-Government-Gesetz in Kraft
getreten und im Sommer 2022 zum ersten Mal
verändert worden. Nun gibt es in einigen Punkten
Veränderungs- bzw. Verlängerungsbedarf, der vor

allem auf der Wirkungsebene digitale Prozesse ver-
einfachen und voranbringen soll.

Ein Blick in das Dashboard zur OZG-Umsetzung
beispielsweise zeigt, dass wir mit Hamburg, Bayern
und Hessen weit vorn vertreten sind, was die Um-
setzung anbelangt. Ja, ich weiß, Vertreterinnen und
Vertreter der Opposition werden jetzt sagen, die Bit-
kom-Studie hat andere Ergebnisse gezeigt. Nein,
wir sind da auf Platz 4 vertreten bei der OZG-Um-
setzung im engen Abstand zu Schleswig-Holstein
und Nordrhein-Westfalen.

Aber mit Blick auf Platz 11 im Bereich digitaler Ver-
waltung erkennen wir auch an, dass wir noch mal
einen deutlichen Push brauchen. Da der Bund aber
weiterhin die groß angekündigte OZG-2.0-Novelle
schuldig bleibt – wir haben erst heute Morgen wie-
der davon gehört und darüber gesprochen –, vor al-
lem wegen der Verweigerungshaltung der CDU-ge-
führten Bundesländer im Bundesrat, muss weiterhin
jeder selbst sehen, wo er bleibt. Es bleibt bitter fest-
zustellen, dass gerade die Bundes-FDP außer mar-
kigen Worten bisher produktiv nichts beizutragen
gehabt hat.

(Zwischenruf Abg. Schubert, DIE LINKE: Bei
so vielen Themen!)

Sagen wir es, wie es ist: Die Hauptlast des E-Go-
vernments liegt am Ende – nicht nur in Thüringen,
sondern überall – in den Kommunen. Von daher sei
von hier aus noch mal die dringliche Empfehlung
an die Kommunen erneuert, sich bei der Einführung
der Fachverfahren und im Leben, dem echten Le-
ben digitaler Datenverarbeitung vom extra dafür ge-
gründeten kommunalen IT-Dienstleister KIV unter-
stützen zu lassen.

Aber zum E-Government-Gesetz: Welche Änderun-
gen stehen eigentlich genau drin, worum geht es,
was haben wir vor? Im Rahmen der Experimentier-
klausel können Formen der elektronischen Kommu-
nikation zugelassen werden, also die sogenannte
Schriftformersetzung, beispielsweise in Form einer
E-Mail. Das ist geregelt in § 12 Abs. 2. Aber die-
se Klausel endet 2026, diese Experimentierklausel.
Und in realistischer Betrachtung brauchen wir hier
eine Fristverlängerung bis Ende 2029, weshalb das
auch so im Gesetzentwurf steht.

Zudem sollen Kommunen landkreisübergreifend im
Bereich IT und E-Government besser zusammen-
arbeiten können, so geregelt in § 27 Thüringer E-
Government-Gesetz. Was heißt das? Gemeinsame
kommunale Rechenzentren sorgen für einen effizi-
enteren Mittel- und Personaleinsatz bei der Betreu-
ung der IT-Infrastruktur und können dabei helfen,
gleichartige Fachanwendungen auch gemeinsam
zentral zu hosten und zu administrieren.
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Die Förderung kommunaler Vorhaben für einheit-
liche E-Government- und IT-Infrastrukturinitiativen
bleibt eine Daueraufgabe, wie zuletzt festgestellt,
und muss weiterhin finanzielle Unterstützung er-
fahren. Als direkte Repräsentanten einer erlebba-
ren Verwaltungsdigitalisierung stehen die Thüringer
Kommunen an der ersten Stelle und in der ersten
Reihe und verdienen jede leistbare Unterstützung.

An dieser Stelle möchte ich meine Redezeit nutzen,
um Politik und Verwaltung auch noch mal dafür zu
sensibilisieren, dass Bürgerinnenorientierung in den
Vordergrund zu stellen ist. Bei aller gelebter Digitali-
tät und dem Drang danach – ja, haben wir in der
Bitkom-Studie gelesen – ist Thüringen eben nicht
ganz vorne mit dabei, was unter anderem auch
an dem vergleichsweise hohen Altersdurchschnitt
der Thüringer Bevölkerung liegt und damit zu er-
klären ist. Da kann das digitale Antragsverfahren,
weil wir das auch immer wieder hören, noch so
einfach sein, noch so gut sein, wer den menschli-
chen Kontakt bei seinen Behördenangelegenheiten
sucht, soll und muss ihn auch weiterhin bekommen.
Als Land werden wir am Ende des Tages daran
gemessen werden, wie gut wir die Bürgerinnen an
die Hand nehmen und neue Prozesse begleiten,
verständlich erklären und niemanden zurücklassen.
Es gilt dennoch, die individuelle Lebensrealität der
Thüringer/-innen zu treffen und die Verwaltung bei
diesen Prozessen, so gut es geht, auf allen Ebenen
mit den entsprechenden Mitteln und Maßnahmen
zu unterstützen.

Gestatten Sie mir zum Abschluss noch eine Bemer-
kung auch als Replik zu Gesprächen aus den letz-
ten Wochen zu anderen E-Government- oder über-
haupt Digitalisierungsvorhaben. Um der sprunghaft
gestiegenen Dynamik und der Bedeutung der Digi-
talisierung als absolutes Querschnittsthema noch
mal Rechnung zu tragen, unterstütze ich ausdrück-
lich – und es ist hoffentlich Teil von weiterem Han-
deln auch hier im Hause – die Schaffung eines
Digitalausschusses für eine schnellere, aber vor
allem auch verantwortungsvoll gestaltete Digitalisie-
rung mit Mehrwert. Dafür müssen wir auch die poli-
tischen Strukturen adäquat aufstellen.

(Beifall DIE LINKE)

Ich freue mich auf die Beratungen und Anhörungen
im Nachgang im Haushalts- und Finanzausschuss.
Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Als nächstem
Redner erteile ich Herrn Abgeordneten Kowalleck,
Fraktion der CDU, das Wort.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, mein Vorredner ist schon auf den Inhalt
des Gesetzentwurfs eingegangen – auch Respekt
dafür, dass Sie so viele Worte finden konnten für
die wenigen Seiten des Gesetzentwurfs. Aber eins
ist natürlich klar: Das ist ein umfassendes Thema.
Wir hatten es heute früh auch schon bei der Be-
ratung zum Thüringen-Monitor: Die Digitalisierung
beschäftigt uns seit Jahren, wird uns weiterhin be-
schäftigen. Insbesondere ist auch die Zusammen-
arbeit mit den Kommunen hier Thema des Gesetz-
entwurfs. Hier haben wir als Land Thüringen in den
letzten Jahren auch mit finanziellen Beträgen unter-
stützt und das ist auch weiter notwendig.

Wir sehen aber auch, dass man teilweise an die
Grenzen kommt, sprich Thema „E-Akte“. Hier ha-
ben wir auch wieder Themen, bei denen wir sagen:
Wir brauchen eine Fristverlängerung, weil bestimm-
te Dinge nicht umzusetzen sind. Deswegen ist es
wichtig, dass wir uns noch mal intensiv im Aus-
schuss mit den einzelnen Themen beschäftigen.

Sie wissen, wir hatten jetzt über einen längeren
Zeitraum den Digitalisierungsantrag der CDU im
Haushalts- und Finanzausschuss, auch den Antrag
der FDP, und die haben uns intensiv beschäftigt.
Da sind wir jetzt auch auf der Zielgeraden. Deswe-
gen möchte ich heute auch nicht so intensiv auf die
verschiedenen Themen eingehen, weil wir uns im
Haushalts- und Finanzausschuss damit noch mal
beschäftigten. Auch hier trifft es wieder zu, dass
wir uns morgen zur Sondersitzung 8.00 Uhr treffen
und eine Anhörung auf den Weg bringen, soweit
das auch die Mitglieder des Haushalts- und Finanz-
ausschusses wollen. Aber ich denke, es ist sinn-
voll, dass man hier auch noch mal die Betroffenen
abfragt, insbesondere die Kommunen, weil wir na-
türlich auch hier die Hinweise aus dieser Richtung
brauchen. Ich hatte das eingangs erwähnt: Wichtig
ist, dass wir in den verschiedenen Bereichen weiter
unterstützen. Viele von uns sind selbst Mandatsträ-
ger in den Gemeinderäten, Stadträten und Kreista-
gen und da sehen wir auch, wo die Unterstützung
notwendig ist. Deswegen werden wir diesen Ge-
setzentwurf und die Beratung auch entsprechend
begleiten. Wir sehen uns dann spätestens morgen
früh im Haushalts- und Finanzausschuss. Danke
sehr.

(Beifall CDU)
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Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Für die Fraktion
der AfD rufe ich Herrn Abgeordneten Möller auf,
bitte.

Abgeordneter Möller, AfD:
Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, liebe Gäste am Livestream zumindest, hoffe
ich, es hat mich ehrlich gesagt gewundert, dass
man über diesen relativ profanen Gesetzentwurf so
lange redet. Ich habe da eigentlich nur eine Anmer-
kung, die die Experimentierklausel betrifft. Ich glau-
be, die allererste E-Mail wurde 1972 abgeschickt,
das war drei Jahre vor meiner Geburt. Ich bin jetzt
49 Jahre alt und im Jahr 2024 schreibt die Lan-
desregierung in den E-Government-Gesetzentwurf
eine Experimentierklausel für die digitale Kommuni-
kation. Ich muss sagen, wir sind weit gekommen
in diesem Land. Es zeigt ein Stück weit, wie rück-
schrittlich diese Landesregierung im Bereich des
Digitalen unterwegs ist. Mehr gibt es jetzt zu die-
sem Gesetzentwurf nicht zu sagen. Danke schön.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Gehe ich recht in
der Annahme, dass die Parlamentarische Gruppe
der FDP nicht reden möchte? Das ist der Fall. Aber
die Landesregierung. Frau Ministerin Taubert, bitte.

Taubert, Finanzministerin:
Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren Abgeordneten, man kann sich natürlich über
alles verächtlich machen, Herr Möller, klar geht das,
gar keine Frage, wenn man solche Vergleiche fin-
det. Man findet immer einen Vergleich. Der muss ja
nicht stimmen.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Doch, der
stimmt!)

Nein, der muss nicht stimmen. Der muss eben nicht
stimmen. Wenn Sie wüssten, warum wir die Experi-
mentierklausel eingefügt haben, nicht, weil wir nicht
mit E-Mail arbeiten, nicht, weil wir nicht – wir sind
ein voll digitalisiertes Haus, sehr geehrter Herr Möl-
ler.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das sieht
man!)

Ja, klar, das sehen wir – ganz genau. Das ist kein
Selbstläufer, aber man kann alles verächtlich ma-
chen.

(Zwischenruf Abg. Cotta, AfD: Das sieht man
an der Stellenbeschreibung!)

Schauen Sie sich lieber an und versuchen Sie zu-
mindest ansatzweise den Kontext zu finden, dann
wird sich Ihnen auch die Situation erschließen, war-
um wir zunächst mal die Experimentierklausel ha-
ben,

(Beifall DIE LINKE)

die wir jetzt auch herausnehmen wollen, die nicht
drinstehen bleiben soll, Verstetigung. Wichtig ist
uns – und es ist wirklich ein dickes Brett und es
hat viele Facetten, hat Herr Kowalleck gesagt –,
wir müssen den Kommunen überall, wo es möglich
ist, auch die Vereinfachung ermöglichen, dass sie
zusammenarbeiten können. Denn wenn ich in eine
kleine Kommune gehe – ich war letztens in einer
VG, will ich Ihnen auch zum Besten geben, die sich
wirklich sehr mühen –, die haben letztlich maximal
anderthalb Kräfte, um ein Datenmanagementsys-
tem einzuführen. Das unterstützen wir schon finan-
ziell, damit so eine VG das mal gemacht hat, damit
wir das auch später übertragen können an ande-
re. Die sind wirklich außerordentlich motiviert. Aber
die stehen natürlich vor Fragen, die letztlich nur in
einem gemeinsamen Kontext beantwortet werden
können. Man braucht eine Truppe, eine Gruppe un-
terschiedlicher Gemeinden, die gemeinsam daran
arbeiten. Da, wo das passiert – wir haben zwei gro-
ße Läufe mittlerweile für unterschiedliche Program-
me –, da merken wir, dass auch dieses Reden,
nicht nur das Anwenden, das Lernen des Projekts,
des Programms, sondern auch das Miteinanderre-
den, im ungleich stärkeren Maße dazu verhilft, dass
Verwaltung auch die Vorteile, natürlich auch die
Hürden von Digitalisierung erfährt und viel schneller
vorankommt, als wenn jeder das ganz allein ma-
chen würde. Das ist ein wichtiger Punkt darin, des-
wegen ganz herzlichen Dank, wenn wir das schnell
beraten.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Ministerin. Weitere Wortmeldun-
gen sehe ich

(Zwischenruf Abg. Weltzien, DIE LINKE:
Doch!)

jetzt. Bitte schön.

Abgeordneter Weltzien, DIE LINKE:
Herzlichen Dank, Herr Präsident. Die Wortmeldung
von Herrn Möller hat mich jetzt doch noch mal
nach vorn getrieben. Herr Möller, ganz kurz, auch
wenn ich schon viel geredet habe, das waren schon
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ganz schön markige Worte und eine ganz schön
große Klappe von einem Verein, der sich gerade
zum Thema „Digitalisierung“ tatsächlich das erste
Mal hier an diesem Rednerpult gemeldet hat. Ihre
bisherige Mitarbeit bei dem ganzen Thema hat sich
vermissen lassen. Von daher vielleicht doch eher
die kleine Violine rausholen.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Also keine
Substanz jetzt!)

(Zwischenruf Abg. Beier, DIE LINKE: Selbst-
erkenntnis ist ein guter Anfang!)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank. Weitere Wortmeldungen sehe ich jetzt
nicht. Dann die Frage: Wird Ausschussüberweisung
beantragt? Herr Abgeordneter Blechschmidt.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:
Haushalts- und Finanzausschuss, bitte.

Vizepräsident Bergner:
An den Haushalts- und Finanzausschuss. Wer al-
so der Überweisung an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss zustimmen möchte, den bitte ich jetzt
um das Handzeichen. Das sind die Stimmen aus
dem gesamten Haus. Ich frage trotzdem noch mal
die Gegenstimmen ab. Enthaltungen? Das ist nicht
der Fall. Damit ist dieser Entwurf an den Haushalts-
und Finanzausschuss überwiesen und ich schließe
diesen Tagesordnungspunkt.

Wir kommen zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 20

Erstes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Hochschulge-
setzes
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/9864 - 
ERSTE BERATUNG

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? Ich se-
he dazu keine Wortmeldung. Dann eröffne ich die
Aussprache. Für die Fraktion Die Linke hat Abge-
ordneter Schaft das Wort. Gut, dann nehmen wir je-
mand anderen. Herr Kollege Schubert, bitte schön.

Abgeordneter Schubert, DIE LINKE:
Sehr geehrter Herr Präsident, das war die richtige
Meldung, Kollege Schaft ist allerdings terminlich

verhindert, deswegen werde ich an seiner Stelle
seine Rede vortragen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenige
Sätze können viel verändern. Das trifft auf diesen
Gesetzentwurf auf jeden Fall zu, denn wir wollen
den Hochschulen für Angewandte Wissenschaften
und Fachhochschulen in Thüringen endlich den
Weg zu einer eigenständigen Wahrnahme des Pro-
motionsrechts öffnen. Das ist ein wichtiger Schritt
für den Wissenschafts- und Forschungsstandort
Thüringen. Damit kommen wir weiter nach vorn.
Wir werden Zukunfts- und Chancenland bleiben
können. Die Promotion und damit die Verleihung
der Doktorinnenwürde stellt für die wissenschaftli-
che Karriere an den Hochschulen oder außeruni-
versitären Forschungseinrichtungen wie auch für
die Tätigkeit in der freien Wirtschaft oder öffentli-
chen Verwaltung als Fach- und Führungskraft ei-
nen wichtigen Schritt dar. Dass wir nun auch an
den Hochschulen für angewandte Wissenschaften
und den Fachhochschulen dies möglich machen
wollen, hat seinen Grund in der Entwicklung die-
ses Hochschultyps. Mit meinem – das meint jetzt
den hochschulpolitischen Kollegen von Christian
Schaft –, mit meinem linken hochschulpolitischen
Kollegen Tobias Schulze aus dem Abgeordneten-
haus in Berlin fasste ich es in der Festschrift zum
50. Jubiläum des Hochschullehrerinnenverbandes
mit den Worten wie folgt zusammen: „Entfesselt die
Fachhochschulen!“ Denn ja, Universitäten, Fach-
hochschulen und auch duale Hochschulen nehmen
unterschiedliche Rollen und Funktionen in Lehre
und Forschung wahr, allerdings nicht auf Augenhö-
he. Das soll sich jetzt ändern. Dabei können sich
die Hochschultypen in ihrer Unterschiedlichkeit bes-
ser entfalten, wenn man die Gleichwertigkeit ihrer
Arbeit im Sinne von Wissenschaft und Forschung
ernst nimmt. Denn die Hochschulen für Angewand-
te Wissenschaften oder Fachhochschulen können
mehr, als sie aktuell dürfen. Und sie wollen das
auch, wie Frau Prof. Kristin Mitte zum Beispiel auf
dem Symposium der Thüringer Fachhochschulen
im Sommer 2022 deutlich machte. Sie unterstrich
damals in ihrer Rede, dass auch die Fachhoch-
schulen ein Faktor für Innovation sind, umso mehr,
wenn auch an ihnen promoviert werden kann – und
genau darum geht es – und dann die Promovierten
den Weg in die Unternehmen finden und damit den
Bereich von Forschung und Entwicklung gerade
auch im kleinen und mittelständischen Bereich stär-
ken können. Ohne ein Promotionsrecht drohen die-
se Fachkräfte mit ihrem wissenschaftlichen sowie
fachlichen Know-how einen Weg in andere Bundes-
länder einzuschlagen.

Nun könnte eingewendet werden: Wozu braucht es
das eigenständige Promotionsrecht, wenn es doch

Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 134. Sitzung - 25.04.2024 11313

(Abg. Weltzien)

http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=7&DokNum=9864&DokArt=Drs

